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Kreisstadt Siegburg                              Anlage 1  
 
 
Gremium: Rat der Stadt 
Sitzung am:  05.12.2024 
 
 
 

 
Bebauungsplan Nr. 50/6, „Wohnanlage Haufeld“  
Bereich zwischen Von-Stephan-Straße und der Straße Haufeld im Siegburger Zentrum 

 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung  
 
 
1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
1.1.1 Privatperson 1 
1.1.2 Privatperson 2 
1.1.3 Privatperson 3 
1.1.4 Privatperson 4 
1.1.5 Privatperson 5 
 
 
1.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
1.2.1 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampmittelbeseitigungsdienst 
1.2.2 Kreisstadt Siegburg, Feuerwehr, Gefahrenabwehr Vorbeugender Brandschutz 
1.2.3 Stadtverwaltung Siegburg Abt. 611 – Untere Denkmalbehörde 
1.2.4 Amprion GmbH 
1.2.5 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis 
1.2.6 WTV; Wahnbachtalsperrenverband 
1.2.7 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser 
1.2.8 PLEdoc GmbH - Leitungsauskunft 
1.2.9 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 64 – Mobilität und Infrastruktur 
1.2.10 Westnetz GmbH 
1.2.11 Rhein-Sieg Netz GmbH 
1.2.12 Vodafone West GmbH 
1.2.13 Deutsche Flugsicherung GmbH 
1.2.14 Stadtwerke Bonn GmbH 
1.2.15 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 
1.2.16 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 80 – Umwelt und Wirtschaft 
 
 
2.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
2.1.1 Privatperson 1 (unterzeichnet von 11 Personen) 
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2.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
2.2.1 Rhein-Sieg Netz GmbH 
2.2.2 WTV- Wahnbachtalsperrenverband 
2.2.3 Stadtverwaltung Siegburg, Abt. 611 – Untere Denkmalbehörde 
2.2.4 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis 
2.2.5 Amprion GmbH 
2.2.6 Vodafone West GmbH 
2.2.7 PLEdoc GmbH - Leitungsauskunft 
2.2.8 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser 
2.2.9 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 64 – Mobilität und Infrastruktur 
2.2.10 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 80 – Umwelt und Wirtschaft 
2.2.11 Stadtwerke Bonn GmbH 
2.2.12 Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 26 – Luftverkehr 
2.2.13 Landesbetrieb Straßenbau NRW 
2.2.14 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 
 
 
Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1.1 Privatperson 1   mit Mail vom 19.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Tiefbauarbeiten sind nur auf dem Grundstück der Schule geplant. Die erwähnte Bebauung ist durch den 
Straßenraum vom Baugrundstück getrennt. Bauschäden an den Bestandsgebäuden sind nicht zu er-
warten. Mit der geplanten eingeschossigen Tiefgarage wird eine dauerhafte Absenkung des Grundwas-
serstandes nicht notwendig. Gegebenenfalls wird eine Absenkung während der Bauzeit der Tiefgarage 

erfolgen. Dies dürfte jedoch keine großen Auswirkungen auf die Umgebung haben. Nach Herstellung 
der Tiefgarage wird sich der Grundwasserstand wieder normalisieren. Der Vorhabenträger wird jedoch 
vor Baubeginn den aktuellen Zustand der angrenzenden Gebäude, auf den gegenüber liegenden Stra-
ßenseiten dokumentieren (Beweissicherung), um mögliche Bauschäden an der Bestandsbebauung 
nach der erfolgten Bauausführung rechtssicher dokumentieren zu können. Auf der Internetseite der 

Stadtbetriebe Siegburg ist ein Übersichtsplan mit dem angedachten Untersuchungsraum zu finden 
(https://imperia.siegburg.de/static/miniwebs/stadtbetriebe/dokumente/bereich_beweissicherung.pdf). 
 
Die aufgezählten Planvorhaben liegen außerhalb des Geltungsbereiches und sind nicht Gegenstand 
dieser Bauleitplanung. Innerhalb des Plangebiets wird eine Tiefgarage geplant. Die Tiefgarage soll ge-

werblich betrieben werden und neben den Stellplätzen für die geplanten Wohnungen auch Parkplätze 
für Nutzungen außerhalb des Plangebietes aufnehmen. Um einschätzen zu können, welche Verkehrs-
belastung zukünftig zu erwarten ist, und ob diese in dem vorhandenen Straßennetz verträglich abgewi-
ckelt werden kann, wurde für den gesamten Bereich des Masterplans Haufeld eine Verkehrsuntersu-
chung (Ingenieurgruppe IVV GmbH & Co.KG, Mai 2024) durchgeführt. Diese kommt zu dem Ergebnis, 

dass bei Umsetzung aller im Masterplan angedachten Maßnahmen, dazu zählen unter anderem der 
Wegfall des bestehenden Parkplatzes östlich des Plangebiets und das eigentliche Vorhaben innerhalb 
des Plangebiets, das Verkehrsaufkommen in dem vorhandenen Straßennetz verträglich abgebildet 
wird. 
 
 
 
 
1.1.2 Privatperson 2   mit Mail vom 04.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zu Baumfällungen: 

 
Die meisten Bestandsbäume müssen wegen der geplanten Tiefgarage gefällt werden. Lediglich der 
Baumbestand an der Ecke Haufeld/Von-Stephan-Straße kann erhalten werden. Innerhalb des Plange-
biets werden zur Kompensation gemäß Baumschutzsatzung neue Bäume gepflanzt. Für Bäume, die 
nicht durch Neuanpflanzungen kompensiert werden können, wird der Ausgleich monetär erfolgen. Mit 

den festgesetzten Begrünungsmaßnahmen – Neuanpflanzung von mindestens 9 Bäumen, Dachbegrü-
nung sowie Begrünung und gärtnerische Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen über der 
Tiefgarage mit einer Mindestüberdeckung mit Bodensubstrat von 0,60 m zzgl. Filter- und Drainschicht 
– wird einer Überhitzung des Plangebiets entgegengewirkt. Darüber hinaus werden an einigen Gebäu-
deabschnitten Fassadenbegrünungen vorgesehen. 

Der Masterplan stellt die grobe Planung des gesamten Untersuchungsraumes und der Einzelprojekte 
in einem größeren Maßstab dar. Die hier vorgestellte Planung hat die Aufgabe, die durch den Master-
plan angestoßenen Projekte in einem kleineren Maßstab auszuarbeiten. Aus städtebaulichen Gründen 
und für eine bessere Verträglichkeit mit der Nachbarschaft weicht die detaillierte Planung vom Master-
plan ab. Die Grundzüge des Masterplans wurden aber beibehalten. Der Masterplan wird weiterhin als 

Grundlage für die gewünschte Entwicklung des Stadtteils herangezogen und dient weiterhin als Abwä-
gungsgegenstand. 
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Zu Tiefgarage/Verkehrslenkung: 

 
Das Straßenprofil in der Wilhelmstraße ist zu schmal, um neben der Einfahrt auch eine Ausfahrt aufzu-
nehmen. Die Tiefgarage soll gewerblich betrieben werden und neben den Stellplätzen für die geplanten 
Wohnungen auch Parkplätze für Nutzungen außerhalb des Plangebietes aufnehmen. Auch eine Anmie-
tung der Stellplätze für Bewohner außerhalb des Plangebiets wird ermöglicht. Es ist angedacht, die 

gewerbliche Nutzung der Tiefgarage nur im Tagzeitraum von 6 – 22 Uhr zu erlauben. Im Nachtzeitraum 
wird die Tiefgarage nur noch von den Bewohnern und Dauerparkern befahren. Kurzzeitparken mit hö-
heren Frequenzen wird im Nachtzeitraum nicht ermöglicht. 
Um einschätzen zu können, welche Verkehrsbelastung zukünftig zu erwarten ist, und ob diese in dem 
vorhandenen Straßennetz verträglich abgewickelt werden kann, wurde für den gesamten Bereich des 

Masterplans Haufeld eine Verkehrsuntersuchung (Ingenieurgruppe IVV GmbH & Co.KG, Mai 2024) 
durchgeführt. Diese kommt zu dem Ergebnis, dass bei Umsetzung aller im Masterplan angedachten 
Maßnahmen, dazu zählen unter anderem der Wegfall des bestehenden Parkplatzes östlich des Plan-
gebiets und das eigentliche Vorhaben innerhalb des Plangebiets, das Verkehrsaufkommen in dem vor-
handenen Straßennetz verträglich abgebildet wird. Es wird nicht mit einer starken Zunahme von Neu-

verkehren gerechnet. Die Anfahrbarkeit der geplanten Tiefgaragenzufahrt von der Von-Stephan-Straße 
wurde geprüft. Das Straßenprofil ist dafür geeignet. Der in der Von-Stephan-Straße ausfahrende Fremd-
verkehr wird Richtung Norden abgeleitet und fährt gar nicht weiter in das Wohngebiet ein.  
Zur Bewertung der durch die Zusatzverkehre und Tiefgaragenein- und -ausfahrten entstehenden Lärm-
immissionen ist ein Schallgutachten (grasy + zanolli engineering, September 2023) erarbeitet worden. 

Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass in der Umgebung des Plangebiets die Orientierungswerte der 
TA-Lärm für Allgemeine Wohngebiete im Tageszeitraum eingehalten werden können. Der vor allem 
durch den Fremdverkehr verursachte Verkehrslärm wird demnach nicht stark ansteigen. Im Nachtzeit-
raum werden die Immissionsrichtwerte an der gegenüberliegenden Bebauung Von-Stephan-Straße 10 
und 14 trotz schallabsorbierender Auskleidung der Ein- und Ausfahrt um bis zu 2 dB überschritten. 

Entsprechend den Berechnungsansätzen ist in der lautesten Nachtstunde mit 22 Fahrbewegungen an 
der westlichen Ein- und Ausfahrt zu rechnen. Weitere Schallschutzmaßnahmen, als die schallabsorbie-
rende Auskleidung der Ein- und Ausfahrt sind nicht möglich. Auch eine Verlegung der Tiefgaragen Ein- 
und Ausfahrt stellt keine Lösungsmöglichkeit dar, da sich umliegend Wohngebäude befinden, die einem 
Allgemeinen Wohngebiet (WA) zuzuordnen sind. 

Grundsätzlich gilt, dass Anlagen zur Deckung des Stellplatzbedarfs zur typischen Wohnnutzung gehö-
ren und selbst in einem reinen Wohngebiet grundsätzlich in ihren Auswirkungen durch Lärm und Schad-
stoffe hinzunehmen sind (vgl.: OVG NRW, Urteil vom 1. März 2017 – 2 A 45/16 –, Rn. 103, juris) 
Es ist davon auszugehen, dass die durch Stellplätze und Garagen verursachten Belästigungen nur aus-
nahmsweise zu unzumutbaren Beeinträchtigungen der Umgebung führen können, wenn sie straßennah 

untergebracht werden. Andererseits können Lärm- und Geruchsbelästigungen von Stellplätzen oder 
Garagen in rückwärtigen Grundstücksbereichen eher die Grenze des Zumutbaren überschreiten. (vgl.: 
OVG NRW, Urteil vom 1. März 2017 – 2 A 45/16 –, Rn. 113, juris). Die Bewertung der Zumutbarkeit von 
Stellplätzen hängt von den Umständen des Einzelfalls ab (vgl. VG Köln, Urteil vom 8. Dezember 2020 
– 2 K 864/19 –, Rn. 46, juris). Dabei sind die Besonderheiten zu berücksichtigen, die sich von Rangier-

vorgängen, Türenschlagen und anderen mit impulshaltigen Geräuschen verbundenen Vorgängen aus-
gehen; hierzu gehören u.a. eine besonders ungünstige steile Zufahrt zu den Stellplätzen und die ent-
sprechenden Höhenverhältnisse zu den Wohnräumen, eine besonders beengte Situation, die zu ver-
mehrtem Rangieraufwand führt ("enge Hoflage"), sowie eine Massierung von Stellplätzen auf der dem 
ruhigeren und besonders schützenswerten Bereich des Grundstücks des Nachbarn zugewandten Seite 

(BVerwG, Beschluss vom 20.03.2003 – 4 B 59/02 – Rn. 11 f.). 
All dies liegt hier nicht vor. Die für Nachbarn besonders störenden Benutzungsvorgänge wie z.B. Starten 
des Motors und Zuschlagen der Fahrzeugtüren oder Rangiervorgänge spielen sich im Inneren der Tief-
garage ab (vgl.: VG Karlsruhe, Beschluss vom 29. August 2023 – 2 K 2359/23 –, Rn. 42, juris). 
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Durch die Überschreitung der Immissionsrichtwerte von 1-2 dB(A), die durch die Nutzung der Tiefgarage 

durch Bewohner des Plangebiets und Dauerparker prognostiziert wird, ist im vorliegenden Fall nicht von 
einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme auszugehen. Gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse werden auch zukünftig gewährleistet.  
 
 

Zu Bauhöhe: 
 
Der Einschätzung zur Bauhöhe wird nicht gefolgt. Um das Potential der Innenentwicklung möglichst 
auszuschöpfen, sieht der Bebauungsplan teilweise eine höhere Geschossigkeit als in der Umgebung 
vor. Das Bestandsgebäude der Schule hat eine Höhe von bis zu 3 Geschossen und steht rund 5 m 

näher an der nördlichen Von-Stephan-Straße als die festgesetzten Baugrenzen. Westlich des Plange-
biets ist bereits Geschosswohnungsbau mit vier Vollgeschossen vorhanden. Im Bebauungsplan wird 
die Möglichkeit geschaffen stellenweise ein Vollgeschoss mehr zu errichten. Mit der angedachten Staf-
felung der Gebäudehöhen und einem Abrücken im Norden im Vergleich zur Bestandsbebauung wird 
einer negativen Einwirkung auf die umgebende Bebauung entgegengewirkt. 
 
 
 
 
 
1.1.3 Privatperson 3   mit Schreiben vom 10.10.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zu 1.: 
Im Laufe des Verfahrens wurden Abstimmungen zwischen der Investorin und Privatperson 3 geführt, 
die dazu geführt haben, dass der Geltungsbereich und die Tiefgarage im Norden um die erwähnten 
Grundstückteile erweitert wurde. 
 

Zu 2.: 
Eine Zuwegung zum Quartiersplatz von der nördlichen Von-Stephan-Straße wird im Bebauungsplan 
nicht durch Festsetzungen gesichert, da die Zuwegung die eingehauste Tiefgarageneinfahrt im Osten 
des Plangebiets kreuzen würde. Nach Weiterentwicklung der Außenanlagenplanung ist ein barriere-
freier Durchgang von der Von-Stephan-Straße aus in Richtung Osten zur Wilhelmstraße, sowie in Rich-

tung Süden zum Quartiersplatz vorgesehen. 
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1.1.4 Privatperson 4   mit Mail vom 19.10.2023  
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Die im Geltungsbereich dargestellten öffentlichen Verkehrsflächen stellen lediglich den Bestand dar. 
Umbau- oder Unterhaltungsmaßnahmen der Verkehrsflächen sind in dem Bebauungsplan nicht vorge-
sehen bzw. sind nicht Bestandteil der Planung.  
 
 
 
 
 
1.1.5 Privatperson 5   mit Mail vom 20.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Zu „Lärmbelastung durch die Begegnungsfläche“ 
 

Wie in der Stellungnahme aufgeführt, befindet sich an in direkter Nähe zum Plangebiet bereits heute 
ein Spielplatz, der durch den Bau der Turnhalle wegfallen wird. Der angedachte Quartiersplatz wird 
attraktive Aufenthaltsbereiche für alle Altersgruppen in der Nachbarschaft anbieten. Da sich die Ziel-
gruppe im Vergleich zum bestehenden Spielplatz erweitern wird, ist davon auszugehen, dass die soziale 
Kontrolle gesteigert wird.  

Die Anregung mit der Lärmampel wird an die Investorin weitergegeben und innerhalb der Stadtverwal-
tung geprüft. Eine Festsetzung im Bebauungsplan ist nicht möglich, da es für solche Anlangen im Pla-
nungsrecht keine Rechtsgrundlage gibt. Die Lärmampel wird deshalb nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans. 
 

 
Zu „Gewerbeflächen innerhalb des Neubaus“ 
 
Die Anregung zur Ansiedlung von medizinnahen Dienstleistungen wird an die Investorin weitergegeben. 
Im Bebauungsplan ist der Bereich als Sondergebiet „Wohnen/ gewerbliche Tiefgarage“ festgesetzt. In 

den textlichen Festsetzungen wird aufgeführt, dass Anlagen für soziale und gesundheitliche sowie 
Räume für freie Berufe zulässig sind. Der Bebauungsplan schließt medizinnahe Dienstleistungen nicht 
aus. 
 
 

Zu „Mietspiegel“ 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und der Investorin weitergegeben. Die zukünftigen Miet-
preise können zum aktuellen Zeitpunkt nicht festgestellt werden. Mietpreise können in einem Bauleit-
verfahren nur bedingt beeinflusst werden, indem beispielsweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB eine 

Quote für förderfähigen Wohnraum festgesetzt wird. Zur Sicherung von Mietpreisen darüber hinaus 
fehlt es an Rechtsgrundlagen. 
 
 
 

 
1.2.1 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst  
 mit Schreiben vom 07.07.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Die Anregung wird berücksichtigt.  

 
Die empfohlene Untersuchung der zu überbauenden Flächen auf Kampfmittel erfolgt vor Baubeginn. 
Ein mögliches Vorkommen von Kampfmittel wurde als Hinweis in den Textteil des Bebauungsplanes 
aufgenommen. 
 
 
 
 
1.2.2 Stadt Siegburg, Feuerwehr, Gefahrenabwehr Vorbeugender Brandschutz  
 mit Mail vom 18.09.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
Die Anforderungen an die Löschwasserversorgung sowie Flächen für die Feuerwehr werden der Vor-
habenträgerin übermittelt und im Rahmen des Bauantragsverfahrens geprüft. 
 
 
 
 
 
1.2.3 Stadtverwaltung Siegburg, Abt. 611 – Untere Denkmalbehörde   mit Mail vom 18.09.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
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1.2.4 Amprion GmbH   mit Mail vom 19.09.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
Die zuständigen Unternehmen wurden ebenfalls beteiligt. 
 
 
 
 
1.2.5 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis   mit Schreiben vom 21.09.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

 
 
 
1.2.6 WTV- Wahnbachtalsperrenverband   mit Schreiben vom 22.09.2023 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
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1.2.7 Stadtbetriebe Siegburg AöR, Fachbereich Abwasser   mit Schreiben vom 22.09.2023 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Die Anregung wird bei der weiteren Planung, bei der Vorbereitung der Bauantragsunterlagen berück-
sichtigt und im Rahmen des Bauantrags geprüft. Eine detaillierte Entwässerungsplanung wird zum Bau-
antragsverfahren vorgelegt und mit den Stadtbetrieben und dem Rhein-Sieg-Kreis abgestimmt. Ein 
Überflutungsnachweis liegt inzwischen vor. Dieser hat ergeben, dass 130m³ Rückhaltevolumen auf dem 
Grundstück geschaffen werden müssen. Neben den Retentionsboxen auf der Tiefgaragendecke, die 
derzeit ein Volumen von 30m³ abdecken, wird das Volumen im Arbeitsraum außerhalb der Tiefgarage 
im Nord-Osten oder im Westen des Plangebiets an der Stephanstraße nachgewiesen. Sollten neue 
wasserrechtliche Erlaubnisse notwendig sein, werden diese beim Rhein-Sieg-Kreis beantragt. 
 
 
 
 
1.2.8 PLEdoc GmbH - Leitungsauskunft   mit Mail vom 25.09.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Die PLEdoc GmbH wurde im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB erneut beteiligt. 
 
 
 
 
 
1.2.9 Stadtverwaltung Siegburg, Amt 64 - Mobilität und Infrastruktur    

mit Mail vom 04.10.2023 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Die Anregung wurde berücksichtigt.  
 
Die Beschreibung der Erschließung in der Begründung wurde präzisiert.  

Die Verkehrsuntersuchung wurde im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB veröffentlicht. 
 
 
 
 
 
1.2.10 Westnetz GmbH   mit Mail vom 04.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Die Anregung wurde berücksichtigt. 
 
In den Textteil des Bebauungsplanes wurde der Hinweis auf das Hochspannungskabel sowie den Si-
cherheitsbereich nachrichtlich übernommen. Der Verlauf der Leitung mit Sicherheitsbereich wurde auch 
in die Planzeichnung aufgenommen. Die Leitung liegt im Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche. Diese 
ist zwar zur Hälfte in den Geltungsbereich aufgenommen worden, es sind jedoch keine Veränderung 

der öffentlichen Verkehrsfläche im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geplant. Die einzuhaltenden 
Mindestabstände werden in der Begründung aufgelistet.  
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1.2.11 Rhein-Sieg Netz GmbH   mit Mail vom 11.10.2023 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Der Hinweis auf die Trafo-Station wurde an die Investorin weitergegeben. Bei der weiteren Planung, vor 
allem im Baugenehmigungsverfahren wird die Planung mit der Rhein-Sieg-Netz GmbH abgestimmt. 
 
 
 
 
 
1.2.12 Vodafone West GmbH   mit Mail vom 11.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Kenntnisnahme. 
 
Weitere Stellungnahmen der zuständigen Fachabteilungen sind nicht eingereicht worden. 

 
 
 
 
 
1.2.13 Deutsche Flugsicherung GmbH   mit Mail vom 12.10.2023 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
1.2.14 Stadtwerke Bonn   mit Mail vom 12.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Kenntnisnahme. 
 
Die Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft ist im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

sowie der Veröffentlichung gem. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt worden. 
 
 
 
 
1.2.15 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 

mit Schreiben vom 20.10.2023 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Immissionsschutz: 
 
Der Anregung wurde nicht gefolgt. 

 
Da die gewerbliche Nutzung der Tiefgarage auf den Tageszeitraum (6-22 Uhr) beschränkt wird, wird 
der meiste Pkw-Verkehr tagsüber abgewickelt. Darüber hinaus ist die Bebauung auf der gegenüberlie-
genden Straßenseite in Zeilenbebauung mit der schmalen Seite zur Tiefgaragenausfahrt gerichtet und 
durch straßenbegleitende Bäume geschützt. Nach einer Überprüfung sind von der Scheinwerferbe-

leuchtung, die Fenster von einem Gebäude im Erdgeschoss und 1. OG betroffen, welche in einer Ent-
fernung von 40 m von der Tiefgaragenausfahrt liegen. An der Fassadenseite hat das Gebäude insge-
samt 32 Fenster, 10 davon wären durch die Lichtimmissionen betroffen. Aufgrund der Entfernung wird 
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die ankommende Lichtintensität an den betroffenen Fenstern als gering eingeschätzt. Es ist davon aus-

zugehen, dass der ausfahrende Verkehr keine unverhältnismäßig starken Lichtimmissionen verursa-
chen wird. 
 
 
Schmutz- /Niederschlagswasserbeseitigung: 

 
Der Anregung wurde gefolgt. 
 
Die Entwässerung des Bauvorhabens ist gesichert. In der Wilhelmstraße liegt ein Trennsystem vor, an 
das angeschlossen werden soll. Dieses ist in der Lage die anfallenden Schmutz- und Niederschlags-

wassermengen aufzunehmen. Auch im weiterführenden Netz entstehen durch den Anschluss keine 
hydraulischen Engpässe. Das Bauvorhaben liegt innerhalb des Gesamtmaßnahme „Masterplan Hau-
feld“. Für das gesamte Masterplangebiet wird ein Entwässerungskonzept erstellt mit der Zielsetzung im 
gesamten Baugebiet einen Zustand zu erreichen der in etwa den natürlichen Wasserhaushalt ent-
spricht. Es werden hier Maßnahmen zur Verdunstung/Versickerung von Niederschlagswasser unter-

sucht, um zu erreichen, dass keine zusätzlichen Abflüsse zu den Gewässern (Mühlengraben/Sieg) ent-
stehen. Für das Plangebiet ist bereits eine Dachbegrünung vorgesehen. Die unverschmutzten bzw. ge-
ring verschmutzen Niederschlagswassermengen (Dachflächen) können aufgrund der Tiefgaragenpla-
nung nicht auf dem Baugrundstück versickern. Da das spätere Bauvorhaben eine Fläche von mehr als 
800 m² aufweist, ist im Entwässerungsantrag ein Nachweis nach DIN 1986-100 für den Überflutungs-

schutz nachzuweisen. Ein Überflutungsnachweis liegt inzwischen vor. Dieser hat ergeben, dass 130m³ 
Rückhaltevolumen auf dem Grundstück geschaffen werden müssen. Neben Retentionsboxen auf der 
Tiefgaragendecke, die ein Volumen von 30m³ abdecken sollen, wird das Volumen im Arbeitsraum au-
ßerhalb der Tiefgarage im Nord-Osten oder im Westen des Plangebiets an der Von-Stephan-Straße 
nachgewiesen. Die erforderlichen Rückhalteräume bei Starkniederschlägen werden damit auf den 

Grundstücksflächen bereitgestellt.  
 
 
Überschwemmungsgebiet /Hochwasserrisiko: 
 

Der Anregung wurde gefolgt. 
 
Der geforderte Hinweis auf das Hochwasserrisiko und das Überschwemmungsgebiet wurde in den Text-
teil des Bebauungsplanes als Nachrichtliche Übernahme aufgenommen. 
 

 
Starkregen: 
 
Der Anregung wurde gefolgt. 
 
Auf die Einstauhöhen bei extremen Starkregenereignissen wird in der Begründung hingewiesen. Der 
Überflutungsnachweis liegt vor, die Ergebnisse können der Abwägung zur Schmutz- und Nieder-
schlagswasserbeseitigung entnommen werden. 
 
 
Altlasten: 
 
Der Anregung wurde gefolgt. 
 
Die Hinweise wurden in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
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Natur, Lanschafts- und Artenschutz: 
 
Den Anregungen wurde gefolgt. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine ASP Stufe II durchgeführt mit folgenden Ergeb-
nissen: Im Rahmen der Brutvogeluntersuchungen wurden keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 
planungsrelevanten Brutvogelarten nach LANUV (2024) bzw. regional gefährdete Brutvogelarten nach 
SUDMANN et al (2023) im Plangebiet nachgewiesen. Jedoch wurden ubiquitäre Brutvogelarten im Plan-

gebiet dokumentiert. Rückbau- und Rodungsbedingt sind für ubiquitäre Brutvogelarten Vermeidungs-
maßnahmen umzusetzen. Bei der Untersuchung zur Betroffenheit von Fledermäusen wurden mehrfach 
Ein- bzw. Ausflüge am Schulgebäude sowie eine Wochenstube der Zwergfledermaus festgestellt. Die 
Ergebnisse der Untersuchung weisen darauf hin, dass im Quartierverbund weitere größere (und klei-
nere) Quartiere außer des Schulgebäudes vorhanden sind und von den Zwergfledermäusen genutzt 

werden. Dieser Verlust von einem Wochenstubenquartier muss vorgezogen, das bedeutet vor der Vor-
habenumsetzung, durch die Herstellung von Ersatzquartieren ausgeglichen werden (CEF-Maßnahme). 
Als CEF-Maßnahme sind in dem Neubau 30 künstliche Fassadenquartiere dauerhaft zu installieren. 
Zusätzlich sind zuvor temporär 30 künstliche Fassadenquartiere im unmittelbaren Umfeld des Be-
standsgebäudes, idealerweise im Bereich der nachgewiesenen Quartiere des Quartierverbundes anzu-

bringen. Diese verbleiben dort bis die Fassadenquartiere am Neubau zu Verfügung stehen. Die Koor-
dinaten der Kästen sind zu erfassen und der UNB unaufgefordert mitzuteilen. 
 
Alternativ können dauerhaft 30 künstliche Fassadenquartiere im unmittelbaren Umfeld der der nachge-
wiesenen Quartiere des Quartierverbundes angebracht werden. Die Koordinaten der Kästen zu erfas-
sen und der UNB unaufgefordert mitzuteilen. Eine dauerhafte Funktionalität der Fassadenkästen ist zu 

gewährleisten. Nicht mehr funktionstüchtige Fassadenquartiere sind zu ersetzen. 
 
Der Abriss, v.a. relevanter Strukturen (Verblendung Attika im Dachbereich), ist im September/Oktober 
durchzuführen, außerhalb der Wochenstubenzeit und Winterquartierzeit von Fledermäusen. Vor Abriss 
relevanter Strukturen ist im Rahmen einer Ökologischen Baubegleitung (ÖBB), festzustellen, ob sich 
Fledermäuse am Gebäude befinden. Diese sollte bereits mit ausreichend Vorlauf vor dem Rückbauzeit-

punkt beginnen und Schwarmkontrollen sowie visuelle Kontrollen umfassen. Die Umsetzung der aufge-
führten CEF-Maßnahme wird im Rahmen eines städtebaulichen Vertrags zwischen der Stadt und der 
Investorin verbindlich geregelt.  
 
Die CEF-Maßnahmen sowie die Einschränkungen der Baufeldreinmachung sind im Textteil des Bebau-
ungsplanes als Hinweise aufgenommen worden.  
 
Hinweise zu Vogelschlag und Lichtimmissionen wurden ebenfalls in den Textteil des Bebauungsplanes 
aufgenommen. 
 
 
Klimaschutz: 
 
Der Anregung wurde teilweise gefolgt. 
 
In der Festsetzung 10.2 wurde innerhalb des Sondergebiets sowie des Quartiersplatzes eine Mindest-
fläche von 2.200 m² festgesetzt, die mit einer Mischvegetation aus standortgerechten Sträuchern, Bo-
dendeckern und/ oder Rasen zu begrünen ist. Eine Festsetzung der Mindestfläche für Gehölze oder 

eine Verortung der zu bepflanzenden Flächen ist im aktuellen Planungsstand kaum möglich. Bei dem 
Bereich zwischen den Gebäuden handelt es sich um eine halböffentliche Fläche, die zum Teil voraus-
sichtlich auch als Privatgärten genutzt werden wird. Die genaue Aufteilung wird erst zum Baugenehmi-
gungsverfahren ausgeplant vorliegen. Zur Verbesserung der klimatischen Situation wird jedoch festge-
setzt, dass ein Baum, der durch die Realisierung der Tiefgarage nicht betroffen ist, erhalten bleibt. Dar-

über hinaus wird die Anpflanzung von mindestens 9 Bäumen im Plangebiet festgesetzt. Ferner ist es 
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vorgesehen, an Gebäudeabschnitten, die nicht durch Fenster oder Eingänge unterbrochen, werden 

Fassadenbegrünungen vorzunehmen. Details sollen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
festgelegt werden. Zur Absicherung wird die Vorgehensweise in einem städtebaulichen Vertrag aufge-
nommen. 
Mit den festgesetzten und vertraglich gesicherten Begrünungsmaßnahmen wird der thermischen Belas-
tung des Plangebiets entgegengewirkt bzw. die Auswirkungen werden gemindert. 
 
 
 
 
 
1.2.16 Stadt Siegburg, Amt für Umwelt und Wirtschaft   mit Mail vom 20.10.2023 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 

Die Anregung wurde berücksichtigt. 
 
Der Hinweis zur Lage des Plangebiets in einem Bereich mit starker thermischer Belastung wurde in die 
Planbegründung aufgenommen. 
 

Mit den festgesetzten Begrünungsmaßnahmen wird einer Überhitzung des Plangebiets entgegenge-
wirkt. Darüber hinaus werden an einigen Gebäudeabschnitten Fassadenbegrünungen vorgesehen und 
in einem städtebaulichen Vertrag gesichert. 
 
 

 
 
2.1.1 Privatperson 1   mit Schreiben vom 08.10.2024, unterzeichnet von 11 Personen 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Wie von der Privatperson korrekt dargelegt, gibt es Diskrepanzen zwischen der Abbildung 1 und den 
Ansichten, die in der Informationsveranstaltung am 05.09.2024 gezeigt wurden. Die Abbildung 1 wurde 

auf einer Folie dargestellt, auf der der geplante Wohnungsmix aufgestellt wurde und zeigt ein Pikto-
gramm von einem Planungsstand, der bis zum Beschluss zur Veröffentlichung weiterentwickelt wurde. 
Der Bebauungsplan trifft Festsetzungen auf Grundlage der aktuellen Planung mit bis zu 5 Geschossen 
und etwas anders ausgebildeten Rücksprüngen. In der gleichen Präsentation wurde auf Folie 4 die 
Freiraumplanung gezeigt, die den aktuellen Stand der Bebauung abbildet. Hier sind die neuen Rück-

sprünge dargestellt, die auch im Bebauungsplan berücksichtigt wurden. Da es sich in dem Verfahren 
um einen Angebotsbebauungsplan handelt, sind die Baugrenzen und maximalen Höhen so festgesetzt, 
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dass die Architekturplanung bei Bedarf noch verändert werden kann, in dem beispielsweise Gebäude-

teile etwas verschoben werden. Grundsätzlich ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass die Archi-
tekturplanung nicht Bestandteil der öffentlichen Auslegung war, sondern der Bebauungsplanentwurf. 
Die Architekturplanung ist bis zum Bauantrag veränderbar. Die vorgestellte Architekturplanung wird sei-
tens der Investorin zwar angestrebt, ist im Bebauungsplanverfahren jedoch lediglich als ein mögliches 
Beispiel einer Bebauung entsprechend den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen zu bewerten. 
 
 

 
 
Abb.: Folie 4 von der Bürgerinformation am 05.09.2024 - Veröffentlicht auf der Internetseite der AöR 
 

 
Der Einschätzung zur Bauhöhe wird nicht gefolgt. Um das Potential der Innenentwicklung möglichst 
auszuschöpfen, sieht der Bebauungsplan teilweise eine höhere Geschossigkeit als in der Umgebung 
vor. Westlich des Plangebiets ist bereits Geschosswohnungsbau mit vier Vollgeschossen vorhanden. 
Im Bebauungsplan wird an einigen Stellen die Möglichkeit geschaffen, ein Vollgeschoss mehr zu errich-

ten. Die im Norden entlang der Stichstraße der Von-Stephan-Straße geplante Bebauung nimmt jedoch 
durch Höhenstaffelungen und Gebäuderücksprüngen Rücksicht auf die nördlich der Straße bestehende 
Bebauung. Die Wohnhäuser Von-Stephan-Str. 7 und 9 sind bereits durch das gegenüberliegende 3-
geschossige Gebäude der Schule vorgeprägt. Zwar wird die Neubebauung in diesem Bereich ein Ge-
schoss mehr aufweisen bzw. bis zu 4,0 m höher errichtet, jedoch springt die Baugrenze an dieser Stelle 

um bis zu 4,8 m von der Straße sowie der nördlichen Gebäudekante des Schulgebäudes zurück. Die in 
der Stellungnahme erwähnte Fünf-Geschossigkeit wird erst nach einem weiteren Rücksprung von 3,6 
m erreicht. Zudem wird der fünf-geschossige Gebäudeteil weiter östlich und damit nicht direkt gegen-
über der beiden Wohnhäuser errichtet.  
Mit der angedachten Staffelung der Gebäudehöhen, einem mindestens 9,5 m breitem Abstand zwi-

schen der Bestands- und Neubebauung und einem Abrücken im Norden im Vergleich zum bestehenden 
Schulgebäude wird einer negativen Einwirkung auf die umgebende Bebauung entgegengewirkt. Die 
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Abstandflächen nach der Landesbauordnung (BauO NRW) zwischen der Bestands- und der Neube-

bauung werden mit einem Puffer von bis ca. 1 m eingehalten.  
Was die Einsehbarkeit der Wohnräume angeht, so kann einerseits davon ausgegangen werden, dass 
dies bereits im Bestand aus dem Schulgebäude teilweise möglich ist. Darüber hinaus wurde bereits 
mehrmals richterlich entschieden, dass Nachbarn in einem bereits bebauten innerstädtischen Wohnge-
biet hinnehmen müssen, dass Grundstücke innerhalb des durch das Bauplanungs- und das Bauord-

nungsrecht zulässigen Rahmens, insbesondere Abstandsflächen, baulich ausgenutzt werden und es 
dadurch u.a. zu Einsichtsmöglichkeiten in Wohnungen oder privaten Außenbereichen kommt, die in 
einem bebauten Gebiet üblich sind. (OVG NRW, Beschluss vom 18.09.2014, 7 B 1037/14) Da die Ab-
standflächen der Neubebauung eingehalten werden, wird von keiner unzumutbaren Betroffenheit der 
Nachbarn hinsichtlich der Einsichtnahme in die privaten Wohnbereiche ausgegangen. 

 
In Richtung Süden rückt die Bebauung zwar näher an den Straßenraum heran, wird jedoch in zwei 
Stufen gestaffelt, sodass direkt an der Straße eine größtenteils 2-geschossige Bebauung entsteht. Die 
Wohnbebauung auf der anderen Straßenseite der Straße Haufeld ist ebenfalls 2-geschossig.  
 

Zur Beurteilung der Verschattung von Gebäudefassaden gibt es keine rechtlich verbindlichen Beurtei-
lungskriterien. Grundsätzlich sind die nach Landesbauordnung erforderlichen Abstandsflächen einzu-
halten. Diese sehen je nach Gebietsfestsetzung gestaffelte Abstände vor und sollen so unter anderem 
eine ausreichende Belichtung und auf den sonnenexponierten Fassaden eine ausreichende Besonnung 
sicherstellen. Dementsprechend kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass in üblichen Fäl-

len eine ausreichende Belichtung / Besonnung von Wohnräumen gegeben ist, wenn die Abstandsflä-
chen eingehalten werden. Auch wenn im vorliegenden Fall die Abstandsflächen, wie bereits erwähnt, 
eingehalten werden (in Richtung Norden sogar mit einem Puffer von 1 m), wurde im Nachgang an die 
öffentliche Beteiligung eine Verschattungsanalyse durchgeführt. Die Bewertung erfolgt nach der aus 
einer europäischen Regelung abgeleiteten DIN EN 17037, „Tageslicht in Gebäuden“.  

Die DIN EN 17037 legt als möglichen Stichtag eine Zeitspanne zwischen dem 1. Februar und dem 21. 
März fest. Aktuell wird hierbei regelmäßig auf den 21.03. abgestellt, da hierdurch eine Analogie zur 
bisherigen DIN 5034-1:2011 herbeigeführt wird. An dem gewählten Stichtag sind die Kriterien zur Ein-
stufung der Besonnungssituation zu prüfen. Diese gestalten sich in „gering“ mit 1,5 Stunden Besonnung, 
„mittel“ mit 3 Stunden Besonnung bis „hoch“ mit 4 Stunden Besonnung. Dieses Kriterium sollte für min-

destens einen (Wohn-)Raum je Wohnung, in Patientenzimmern in Krankenhäusern sowie in Spielzim-
mern in Kindergärten erfüllt sein. Diese Anforderungen ähneln denen der DIN 5034:2011, Teil 1 4, wel-
che in bisherige Rechtsprechung als wohnhygienischer Mindeststandard angesehen wurden (Hessi-
scher VGH 2015, 4 C 567/13.N, basierend auf BVerwG 4 A4.04, 2005). In der aktuellen Fassung der 
DIN 5034-1 4 wird zur Beurteilung der direkten Besonnung auf die europäische Norm DIN EN 17037 4 

verwiesen. 
Im vorliegenden Fall hat die Verschattungsanalyse für den Stichtag 21.03. ergeben, dass auch mit der 
geplanten Bebauung an den nördlich angrenzenden Wohnhäusern der Von-Stephan-Straße eine Be-
sonnung von mind. 4 Stunden nachgewiesen werden kann. Eine Verschattung der Gebäude findet erst 
am 13 Uhr statt, wobei um 13 Uhr erst wenige Bereiche der Erdgeschosse betroffen sind. Somit ist die 

Besonnungssituation gem. DIN EN 17037 als „hoch“ einzustufen.  
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Architekturbüro – Visualisierung, Dipl.-Ing. Arch. Z. Jan Syty. Detmold. 2024 
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In der Rechtsprechung wird betont, dass für die Zumutbarkeit einer Verschattung keine Rechtsvorschrif-

ten existieren und so stets „mangels anderer Maßstäbe die Zumutbarkeit der Verschattung nach den 
Umständen des Einzelfalls beurteilt werden“ muss (insbesondere BVerwG 4 A4.04, 2005). 
Bezüglich der durch ein neues Bauvorhaben an den bestehenden Nachbargebäuden verursachten Ver-
schattungseinwirkungen wird in der Rechtsprechung eine Verschattung dann als zumutbar angesehen, 
wenn sich keine wesentlich höhere Verschattung als bei Errichtung eines sich nach § 34 BauGB in die 

Umgebung einfügenden fiktiven Baus (bei Einhaltung der Abstandsflächen) ergibt (VG Gelsenkirchen 
2.02.12, Az: 5 K 4060/08). Bezüglich der Besonnungssituation des geplanten Gebäudes im Bebauungs-
plangebiet stellt die europäische Norm eine Richtschnur des aktuellen Stands der Technik dar. Grund-
sätzlich wird durch die Gerichtsurteile betont, dass das Gebot der Rücksichtnahme gerade in innerstäd-
tischen Lagen - wie sie hier vorliegt - nicht fordert, dass alle Fenster eines Hauses bzw. das gesamte 

Grundstück das ganze Jahr über optimal durch Sonneneinstrahlung belichtet werden. 
Da die Besonnungssituation der Nachbarbebauung an allen Fenstern auch nach Errichtung der geplan-
ten Gebäude gemäß den Vorgaben der DIN EN 17037 eingehalten wird, kann davon ausgegangen 
werden, dass durch die Umsetzung des Bebauungsplans keine unzumutbare Verschattung der Nach-
barbebauung ausgelöst wird.  

 
Eine Verschattung der südlich liegenden Bebauung durch das Planvorhaben ist aufgrund der Lage und 
des Sonnenverlaufes nicht möglich. 
 

 
Architekturbüro – Visualisierung, Dipl.-Ing. Arch. Z. Jan Syty. Detmold. 2024 

 
Der Umgang mit den im Planverfahren eingereichten Stellungnahmen kann der Abwägung entnommen 
werden. Eine Berücksichtigung über die Abwägung hinaus ist im Bebauungsplanverfahren nicht vorge-

geben. Der Bebauungsplan hat die Aufgabe verschiedene Belange auch gegeneinander abzuwägen. 
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Ein allgemeines Mitbestimmungsrecht der Nachbarschaft über die Bebauung der angrenzenden Grund-

stücke besteht grundsätzlich nicht. In dem Fall überwiegt das starke öffentliche Interesse an neuem 
Wohnraum, insbesondere an öffentlich geförderten Wohnungen, in Innenstadt und Bahnhofsnähe. 
 
 
 

 
2.2.1 Rhein-Sieg Netz GmbH   mit Mail vom 09.09.2024 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Der Hinweis auf die Trafo-Station wurde an die Investorin weitergegeben. Bei der weiteren Planung, 
insbesondere im Baugenehmigungsverfahren, wird die Planung mit der Rhein-Sieg-Netz GmbH abge-
stimmt. 
 
 
 

 
2.2.2 WTV- Wahnbachtalsperrenverband   mit Mail vom 10.09.2024 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
2.2.3 Stadtverwaltung Siegburg Abt. 611 – Untere Denkmalbehörde mit Mail vom 11.09.2024 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  
 
Der zweite Satz des Hinweises wurde ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
2.2.4 Wasserverband Rhein-Sieg-Kreis   mit Mail vom 13.09.2024 
 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

 
 
 
 
2.2.5 Amprion GmbH   mit Mail vom 16.09.2024 

 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Die zuständigen Unternehmen wurden ebenfalls beteiligt. 
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2.2.6 Vodafone West GmbH   mit Mail vom 16.09.2024 

 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Der Hinweis zur Einholung der Planauskünfte vor Baubeginn wurde an die Investorin weitergegeben. 
 
 

 
 
2.2.7 PLEdoc GmbH – Leitungsauskunft   mit Schreiben vom 23.09.2024 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

2.2.8 Stadtbetriebe Siegburg AöR   mit Mail vom 26.09.2024 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Es wird auf die Abwägung der Stellungnahme 1.2.7 verwiesen. 
 
 
 
 
 
2.2.9 Stadtverwaltung Siegburg Amt 64 - Mobilität und Infrastruktur   mit Mail vom 30.09.2024 
 

 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die Investorin weitergegeben. 
 

Es ist möglich im Süden des Plangebiets, zwischen den Baufeldern, einen Wendefläche für Pkw herzu-
stellen. Die Fläche wird im städtebaulichen Vertag gesichert.  
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2.2.10 Stadtverwaltung Siegburg Amt 80 - Umwelt und Wirtschaft   mit Mail vom 02.10.2024 

 
 

 
 

 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 

Die Ausführungen zur Festsetzung zu Photovoltaikanlagen sowie zur Begründung werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis zur Vorgehensweise des Ausgleiches gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Siegburg 
wird zur Kenntnis genommen und der Investorin weitergegeben. Es ist angedacht den Baumentfall 

durch möglichst viele Baumanpflanzungen zu kompensieren. Für Bäume, die nicht durch Neuanpflan-
zungen kompensiert werden können, wird eine Ausgleichszahlung geleistet. Die Vorgehensweise wird 
im Rahmen des städtebaulichen Vertrags gesichert. 
Dem Hinweis zur thermischen Belastung des Plangebiets, welche sich durch den Wegfall der bestehen-
den großkronigen Bäume verschärfen wird, wird gefolgt. Durch die geplanten Begrünungsmaßnahmen 

wird der Überhitzung im Plangebiet entgegengewirkt. Die bestehenden Bäume haben zwar aufgrund 
ihrer Größe eine höhere Kühlleistung als die festgesetzten Baumpflanzungen, durch ihre Lage am Rand 
des Plangebiets würden sie jedoch weniger den vorgesehenen Aufenthaltsbereichen im Innenhof bzw. 
dem Quartiersplatz dienen können. Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen von Baumplanzungen 
sowie Begrünung der nicht überbauten Bereiche werden vor allem den Aufenthaltsräumen und Wegen 
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zwischen den geplanten Gebäuden zu Gute kommen. Zusätzlich sind Dach- und Fassadenbegrünun-

gen vorgesehen, die ebenfalls eine kühlende Wirkung haben. Die Fassadenbegrünungen werden dabei 
im Rahmen des städtebaulichen Vertrags gesichert. Durch die Stellung der Gebäude im Süden wird der 
Innenhof außerdem teilweise verschattet. Es kann davon ausgegangen werden, dass sich die thermi-
sche Situation im Plangebiet nicht verschlechtern wird. Im Vergleich zur derzeitigen Nutzung als Schul-
hof, Parkplatz sowie Kleinkinderspielplatz wird sich die Aufenthaltsqualität im Plangebiet verbessen und 

vor allem einem größeren Nutzerkreis zur Verfügung gestellt. 
 
 
 
 

2.2.11 Stadtwerke Bonn GmbH   mit Mail vom 07.10.2024 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

2.2.12 Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 26 – Luftverkehr   mit Mail vom 07.10.2024 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
Kenntnisnahme. 
 
 

 
2.2.13 Landesbetrieb Straßenbau NRW   mit Mail vom 09.10.2024 
 
 

 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt.  

 
Der aufgeführte Knotenpunkt Wilhelmstraße/Von-Stephan-Straße/Zum hohen Ufer wurde im Verkehrs-
konzept zum Masterplan auf seine Leistungsfähigkeit untersucht. Im Verkehrskonzept wird der Knoten-
punkt Wilhelmstraße / Von-Stephan-Straße benannt.  
Das Verkehrskonzept hat alle im Masterplangebiet vorgesehenen Planungen miteinbezogen, nicht nur 

das Plangebiet, und kommt zu dem Ergebnis, dass der Knotenpunkt auch nach Umsetzung der gesam-
ten Planungen weiterhin leistungsfähig bleibt und die Gesamt-Qualitätsstufe B abbilden wird. Die Zu-
sammenfassung des Leistungsfähigkeitsnachweises ist im Verkehrskonzept unter 8.3 (Seite 56) zu-
sammengestellt. Die Straße Zum hohen Ufer ist hier als Friedrich-Ebert-Straße aufgeführt. Der Über-
sicht ist jedoch zu entnehmen, dass die Wilhelmstraße die Qualitätsstufe B und die Straße Zum hohen 

Ufer die Qualitätsstufe A aufweisen wird. 
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Den Hinweisen zum Übersichtsplan wurde gefolgt. Die Korrekturen zur Darstellung der L 332 sowie der 

L 333 wurden vorgenommen.  
Der Hinweis zur Korrektur der L 323 zu L 332 wurde in der Begründung vorgenommen. Im Verkehrs-
gutachten konnte der Fehler nicht gefunden werden. 
 
Der Verkehrsgutachter hat nochmals überprüft und bestätigt, dass im Verkehrskonzept auch in den 

erwähnten Abbildungen die werktäglichen Verkehrsmengen (DTVw) dargestellt sind. Die Verkehrsmen-
gen sind immer DTVw-Werte, da diese für die Leistungsfähigkeitsnachweise benötigt werden. 
 
Der Landesbetrieb Straßenbau wurde am 21.10.2024 per E-Mail über das Prüfungsergebnis informiert. 
 
 
 
 
2.2.14 Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung 

mit Schreiben vom 11.10.2024 
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Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung: 
 
 
Klimaschutz: 
 
Der Anregung wurde gefolgt.  
Die Absicht Dachbegründung auch unter PV-Anlagen zuzulassen wurde in der Begründung im Kapitel 
7.11 erläutert. Zum besseren Verständnis wurde die Festsetzung 10.1 um den Satz ergänzt, dass Dach-
begründung unter den PV-Anlagen zulässig ist. 
 
 

Anpassung an den Klimawandel (Starkregen): 
 
Der Anregung wurde gefolgt. 
Der Hinweis wurde im Textteil des Bebauungsplanes ergänzt. 
 

 
Natur-, Landschafts- und Artenschutz: 
 
Der Anregung wurde gefolgt. 
Für die Festsetzung der Artenschutzmaßnahmen im Bebauungsplan fehlt eine entsprechende Rechts-

grundlage nach § 9 BauGB. Die CEF-Maßnahmen sollen im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages 
gesichert werden. Im Textteil des Bebauungsplanes ist bereits ein Hinweis auf die notwendigen Maß-
nahmen aufgenommen. Der Rhein-Sieg-Kreis wird nach Abschluss des städtebaulichen Vertrags in 
Form des angehängten Formblattes über die Kompensationsmaßnahmen informiert. 
 

 
Immissionsschutz: 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 


